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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 
540) zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 
25.02.2021 (BGBl. I S. 306) geprüft. 
 
 
Aktenzeichen:               11-boh-00002-21 
Antragsteller:                Carsten Ellermann KG 
Baugrundstück:            Bohmte, Osterwiehe 8 
Gemarkung:                  Bohmte 
Flur:                             39                                                          
Flurstück(e):                64                                                         
       
Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG); Anzeige nach § 15 BImSchG über eine unwe-
sentliche Änderung: Errichtung einer Pultdach-Unterstellhalle; 
Haupt-AZ: 629-09 
 
Herr Carsten Ellermann plant die Errichtung einer Pultdach-
Unterstellhalle an der Betriebseinheit (BE) 5 in der Gemeinde 
Bohmte, Gemarkung Bohmte, Flur 39, Flurstück 64. Bei dem 
Standort des Vorhabens handelt es sich planungsrechtlich um 
Außenbereich.  
 
Mit immissionsschutzrechtlichem Genehmigungsbescheid 
vom 16.12.2009 wurde Herrn Carsten Ellermann die Errich-
tung und den Betrieb eines Mastschweinestalles und eines 
Güllehochbehälters als Erweiterung eines bestehenden Be-
triebes in der Gemeinde Bohmte genehmigt.  
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG ist bei der Änderung ei-

nes Vorhabens, für das eine UVP durchgeführt worden ist, ei-
ne allgemeine UVP-Vorprüfung durchzuführen. Die Prüfung 
hat aus folgenden Gründen ergeben, dass keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, sodass keine UVP-
Pflicht besteht. 
 
Gemäß der Nr. 3 Anlage 3 des UVPG sind die möglichen Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
Für die Schutzgüter Mensch, insbesondere die menschliche 
Ge-sundheit, Fläche, Boden, Wasser, Klima und Luft sowie 
Landschaft können erhebliche Umweltauswirkungen durch 
das geplante Vorhaben ausgeschlossen werden. Durch die 
Errichtung der Pultdach-Unterstellhalle entstehen keine nach-
teiligen Auswirkungen auf die Immissionssituation. Zusätzli-
che Emissionen (Geruch und Ammoniak) sind nicht zu erwar-
ten. Eine neue Flächenversiegelung erfolgt nicht und der Tier-
bestand wird ebenfalls nicht verändert. 
 
Auch für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt können erhebliche Umweltauswirkungen durch die Errich-
tung der Pultdach-Unterstellhalle ausgeschlossen werden. 
Auf das angrenzende Naturschutzgebiet „Daschfeld“ geht kei-
ne schädigende Wirkung aus. Auch auf das nächstgelegene 
Landschaftsschutzgebiet in ca. 480 m nördlicher Entfernung 
zum Vorhabenstandort sind erhebliche negative Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzziele bzw. die besondere Empfind-
lichkeit nicht zu erwarten. Durch die Errichtung der Unterstell-
Pulthalle findet kaum eine visuelle Wirkung nach außen statt, 
da die Hofstelle eingegrünt ist.  
 
Für das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
sind ebenfalls keine erheblichen negativen Umweltauswirkun-
gen durch das geplante Vorhaben zu erwarten. Das in der 
Umgebung liegende Baudenkmal Wohn-/Wirtschaftsgebäude 
zu Gut von dem Busche wird in seiner Denkmaleigenschaft 
durch die Errichtung der Pultdach-Unterstellhalle nicht beein-
trächtigt.  
 
Es liegen daher insgesamt keine erheblichen Umweltauswir-
kungen vor. 
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Amtsblatt 
für den Landkreis Osnabrück



Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
 
Osnabrück, den 31.05.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 

 
 

Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 10, 31. Mai 2021    
B. Bekanntmachungen der kreisangehörigen Städte, Gemeinden 

Samtgemeinden und der Zweckverbände 
 
134 

 
 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes „Erholungsgebiet Hasetal“ 

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 16 NKomZG in Verbindung mit § 112 
NKomVG hat die Verbandsversammlung des Zweckverban-
des „Erholungsgebiet Hasetal“ in der Sitzung am 23.02.2021 
folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                          902.600 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf              980.200 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                            0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf               0 Euro 
 
 
2.   im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                       872.300 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                       934.100 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                        276.400 Euro 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                        286.400 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen aus  
     Finanzierungstätigkeit                                               0 Euro 
2.6 der Auszahlungen aus  
     Finanzierungstätigkeit                                               0 Euro 
festgesetzt. 
 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes       1.148.700 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes      1.220.500 Euro   

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 250.000,00 Euro 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die von den Verbandsmitgliedern aufzubringende Verbands-
umlage wird auf 196.000,00 Euro festgesetzt. Das Verhältnis 
für die Errechnung der auf die Verbandsmitglieder entfallen-
den Umlage wird wie folgt bestimmt: 
 
Sockelbetrag                                                    49.000,00 Euro 
nach Fläche                                                     49.000,00 Euro 
nach Einwohnerzahl                                         49.000,00 Euro 
nach touristischer Leistung (Betten)                 24.500,00 Euro 
nach touristischer Leistung (Umsatz)               24.500,00 Euro 
Gesamtumlage 2021                                      196.000,00 Euro 
 
Eine Sonderumlage wird erhoben für die 
Unterhaltung der Bahnstrecke in Höhe von     10.000,00 Euro 
 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen gelten im Sinne des § 117 NKomVG als unerheblich, 
wenn sie im Einzelfall den Betrag von 3.000,00 Euro nicht 
übersteigen. 
 
 
Löningen, 23.02.2021 
 
 
Werner Schräer                                          Wilhelm Koormann 
Vorsitzender der                               Verbandsgeschäftsführer    
Verbandsversammlung                                                              
 
 

Genehmigung 
 

Die von der Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 
23.02.2021 beschlossene Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021 wird gemäß § 16 Abs. 2 NKomZG genehmigt. 
      
 
Cloppenburg, 23.04.2021 
 
 

Bornhorst 
Kommunalaufsicht 

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Zweckver-
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bandes Erholungsgebiet Hasetal liegt in der Zeit vom 
17.05.2021 bis zum 28.05.2021 in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes Erholungsgebiet Hasetal, Langenstraße 33, 
in 49624 Löningen, öffentlich aus. 
 
Löningen, 05.05.2021 
 
 

Zweckverband 
Erholungsgebiet Hasetal 
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Bekanntmachung  
des Jahresabschluss des Zweckverbandes  

Erholungsgebiet Hasetal  
für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Erholungs-
gebiet Hasetal hat in ihrer Sitzung am 23.02.2021 gemäß § 
129 Abs. 1 NKomVG den Jahresabschluss 2012 sowie die 
Entlastung des Verbandsgeschäftsführers beschlossen. 
 
Der Jahresabschluss 2012 mit den Rechenschaftsbericht und 
dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen ge-
mäß § 129 Abs. 2 NKomVG in der Zeit vom 17.05. bis zum 
28.05.2021 während der Öffnungszeiten in der Geschäftsstel-
le des Zweckverbandes Erholungsgebiet Hasetal, Langenstra-
ße 33, 49624 Löningen, öffentlich aus. 
 
Löningen, 05.05.2021 
 

Zweckverband Erholungsgebiet Hasetal 
Wilhelm Koormann 

Geschäftsführer  
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Bekanntmachung  
des Jahresabschluss des Zweckverbandes  

Erholungsgebiet Hasetal  
für das Haushaltsjahr 2013 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Erholungs-
gebiet Hasetal hat in ihrer Sitzung am 23.02.2021 gemäß § 
129 Abs. 1 NKomVG den Jahresabschluss 2013 sowie die 
Entlastung des Verbandsgeschäftsführers beschlossen. 
 
Der Jahresabschluss 2013 mit den Rechenschaftsbericht und 
dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen ge-
mäß § 129 Abs. 2 NKomVG in der Zeit vom 17.05. bis zum 
28.05.2021 während der Öffnungszeiten in der Geschäftsstel-
le des Zweckverbandes Erholungsgebiet Hasetal, Langenstra-
ße 33, 49624 Löningen, öffentlich aus. 
 
Löningen, 05.05.2021 
 
 

Zweckverband Erholungsgebiet Hasetal 
Wilhelm Koormann 

Geschäftsführer  
 

 
Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 10, 31. Mai 2021   

137 
Bekanntmachung  

des Jahresabschluss des Zweckverbandes  
Erholungsgebiet Hasetal  

für das Haushaltsjahr 2014 
 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Erholungs-
gebiet Hasetal hat in ihrer Sitzung am 23.02.2021 gemäß § 
129 Abs. 1 NKomVG den Jahresabschluss 2014 sowie die 
Entlastung des Verbandsgeschäftsführers beschlossen. 
 
Der Jahresabschluss 2014 mit den Rechenschaftsbericht und 
dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen ge-
mäß § 129 Abs. 2 NKomVG in der Zeit vom 17.05. bis zum 
28.05.2021 während der Öffnungszeiten in der Geschäftsstel-
le des Zweckverbandes Erholungsgebiet Hasetal, Langenstra-
ße 33, 49624 Löningen, öffentlich aus. 
 
Löningen, 05.05.2021 
 
 

Zweckverband Erholungsgebiet Hasetal 
Wilhelm Koormann 

Geschäftsführer  
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Bekanntmachung  
des Jahresabschluss des Zweckverbandes  

Erholungsgebiet Hasetal  
für das Haushaltsjahr 2015 

 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Erholungs-
gebiet Hasetal hat in ihrer Sitzung am 23.02.2021 gemäß § 
129 Abs. 1 NKomVG den Jahresabschluss 2015 sowie die 
Entlastung des Verbandsgeschäftsführers beschlossen. 
 
Der Jahresabschluss 2015 mit den Rechenschaftsbericht und 
dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen ge-
mäß § 129 Abs. 2 NKomVG in der Zeit vom 17.05. bis zum 
30.04.2021 während der Öffnungszeiten in der Geschäftsstel-
le des Zweckverbandes Erholungsgebiet Hasetal, Langenstra-
ße 33, 49624 Löningen, öffentlich aus. 
 
Löningen, 05.05.2021 
 

Zweckverband Erholungsgebiet Hasetal 
Wilhelm Koormann 

Geschäftsführer  
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Bekanntmachung 

der Genehmigung der 18. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Artland 

 
 
Der Landkreis Osnabrück hat die vom Rat der Samtgemeinde 
Artland am 10.02.2021 beschlossene 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde Artland mit Verfü-
gung vom 30.04.2021 (Az.: 6.3-40-18-2021) gemäß § 6 des 
Baugesetzbuches (BauGB) genehmigt. 



300

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 11/22, 11/23 u. 
11/24, Flur 2, Gemarkung Lechterke, gelegen zwischen den 
Straßen Merschdamm und Esslinger Heide in der Gemeinde 
Badbergen. 
Gegenstand der Änderung ist die Umzonung einer ca. 1,75 ha 
großen Fläche für die Landwirtschaft zu einer gewerblichen 
Baufläche. 
 
Die genehmigte 18. Flächennutzungsplanänderung, beste-
hend aus der Planzeichnung und der Planbegründung mit 
Umweltbericht und weiteren Anlagen, liegt ab sofort bei der 
Samtgemeinde Artland, Markt 2, Zimmer 203, 49610 Quaken-
brück, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde Artland gemäß § 6 
Abs. 5 BauGB wirksam. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Artland unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind.  
 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a be-
achtlich sind. 
 
 
Quakenbrück, 06.05.2021 

 
 

Samtgemeinde Artland  
Der Samtgemeindebürgermeister 

i. V. Wuller 
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Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Bersenbrück  

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Samtgemeinde 
Bersenbrück in der Sitzung am 18. März 2021 folgende Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 

 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                          38.974.800 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf              39.074.800 €
     ordentliches Ergebnis                                        -100.000 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                 0 €  

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                     0 €
           außerordentliches Ergebnis                                      0 € 
           Jahresergebnis                                             -100.000 € 
 
2.   im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                       37.927.400 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit                                       36.062.200 € 
 
2.3 der Einzahlungen aus  
     Investitionstätigkeit                                           2.501.000 €
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit                                           9.397.000 €
            
2.5 der Einzahlungen aus  
     Finanzierungstätigkeit                                      6.896.000 €
2.6 der Auszahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit                                      2.124.000 €  
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich Gesamtbeträge: 
der Einzahlungen des Finanzhaushaltes             47.324.400 € 
der Auszahlungen des Finanzhaushaltes            47.583.200 € 
Finanzmittelbedarf 2021                                          -258.800 € 
 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 6.896.000 € festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird 
auf 1.540.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 8.000.000 € 
festgesetzt. 

 
§ 5 

 
Der Hebesatz für die Samtgemeindeumlage wird auf 54 % der 
Steuerkraftmesszahlen der Mitgliedsgemeinden der Samtge-
meinde Bersenbrück festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG gelten als un-
erheblich, wenn sie 50.000,00 € nicht übersteigen.  
 
 

§ 7 
 
Die Notwendigkeit einer Nachtragshaushaltssatzung im Sinne 
des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG ist gegeben, wenn sich Mehr-
aufwendungen ergeben, die im Einzelfall 5 v.H. der Gesamt-
aufwendungen des Ergebnishaushaltes übersteigen. Glei-
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ches gilt für Mehrauszahlungen in Bezug auf die Gesamt-aus-
zahlungen des Finanzhaushaltes.   
 
 

§ 8 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher Bedeutung 
im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO wir auf 2.000.000 
EUR festgesetzt.  
 
 
Bersenbrück, den 12.05.2021 
 
 

Samtgemeinde Bersenbrück 
Der Samtgemeindebürgermeister 

Wernke 
 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
 
Vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gemäß §§ 119 Abs. 4 
und 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) sowie § 111 NKomVG i. V. m. § 15 
Abs. 6 des Niedersächsischen Gesetzes über den Fi-nanz-
ausgleich (NFAG) ist die für die §§ 2, 3 und 5 der Haushalts-
satzung erforderliche Genehmigung durch den Landkreis Os-
nabrück am 12.05.2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re er-
teilt worden.  
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 01.06.2021 bis zum 10.06.2021 zur Einsichtnahme in der 
Samtgemeindeverwaltung, Lindenstraße 2, 49593 Bersen-
brück, Zimmer 227, während der Dienststunden öffentlich aus.  
 
Darüber hinaus kann der Haushaltsplan im Internet eingese-
hen werden unter www.bersenbrueck.de, in PDF-Format so-
wie über einen Link als interaktiver Haushaltsplan. 
 
Bersenbrück, den 12.05.2021  
 
 

Samtgemeinde Bersenbrück  
Der Samtgemeindebürgermeister  

Wernke 
 
 
 
Nachtrag zum Veröffentlichungshinweis: 
Alle Interessierten, die die Haushaltssatzung 2021 einsehen 
möchten, setzen sich bitte zur Terminabsprache mit dem 
Fachdienst II.1, Finanzen, Herrn Heyer, Tel. (05439) 962324,  
Mail heyer@bersenbrueck.de in Verbindung. 
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Haushaltssatzung  
der Samtgemeinde Fürstenau 

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Samtgemeinde Fürstenau in seiner Sitzung am 
25.03.2021 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1      der ordentlichen Erträge auf                     18.624.200 € 
1.2      der ordentlichen Aufwendungen auf         18.724.700 € 
 
1.3      der außerordentlichen Erträge auf                           0 € 
1.4      der außerordentlichen Aufwendungen auf               0 € 
 
1.5 Jahresergebnis                                                   -100.500 € 
 
2.   im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1      der Einzahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit auf                            17.632.300 € 
2.2      der Auszahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit auf                            17.061.900 € 
 
2.3      der Einzahlungen für  
           Investitionstätigkeit auf                               5.302.000 € 
2.4      der Auszahlungen für  
           Investitionstätigkeit auf                             10.483.400 € 
 
2.5      der Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit auf                           5.100.000 € 
2.6      der Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit auf                              737.000 € 
 
2.7      Finanzierungsmittelbestand                         -248.000 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: 
- Gesamtbetrag der  
Einzahlungen des Finanzhaushaltes                   28.034.300 € 
- Gesamtbetrag der  
Auszahlungen des Finanzhaushaltes                  28.282.300 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 5.100.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
5.547.000 € festgesetzt. 
 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 2.900.000 € fest-
ge-setzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz der Samtgemeindeumlage für das Haushalts-
jahr 2021 wird auf 
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49 v.H. 
 
der Steuerkraftzahlen der Mitgliedsgemeinden festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG gelten als un-
erheblich, wenn sie 20.000 € nicht übersteigen. 
 
 

§ 7 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung gem. § 12 Abs. 1 KomHKVO wird auf 1.000.000 € 
festgelegt 
 
 
Fürstenau, den 12.05.2021 
 

 
Samtgemeinde Fürstenau 

Trütken 
Samtgemeindebürgermeister 

 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach den §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie 
der §§ 111 NKomVG i.V.m. 15 Abs. 6 des Niedersächsischen 
Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) erforderliche Ge-
nehmigung ist durch den Landkreis Osnabrück - Kommunal-
aufsicht – am 12. Mai 2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re 
erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 01. Juni 2021 bis 09. Juni 2021 nach vorheriger Termin-
absprache zur Einsichtnahme in der Samtgemeindeverwal-
tung Fürstenau, Schloßplatz 1, Zimmer 33, 49584 Fürstenau, 
öffentlich aus. 
 
 
Fürstenau, den 12. Mai 2021 
 
 

Samtgemeinde Fürstenau 
Der Samtgemeindebürgermeister 

Trütken 
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C. Sonstige Bekanntmachungen 
 

11 
Änderung  

der Friedhofsgebührenordnung der 
Ev.-luth. Bonnus-Kirchengemeinde Bersenbrück 

 
 

Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Bonnus-Kirchengemeinde 
Bersenbrück beschließt die Friedhofsgebührenordnung vom 
12.03.2020 wie folgt zu ändern: 
 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
 
V.   Gebühren für die Benutzung der Leichenkammer /  
     Friedhofskapelle: 
 
1. a)   Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer 
           je Sarg – für die ersten 3 Tage:                          100 € 
 
     b) für jeden weiteren Tag:                                            50 € 
 
 
 
Vorstehender Beschluss ist ordnungsgemäß gefasst worden. 
Die Richtigkeit wird beglaubigt: 
 
 
Bersenbrück, den 15.04.2021 
 
 

(Siegel) 
P. Beisel                                                         Dr. Weissenborn  
KV-Vorsitzende/r                                            weiteres Mitglied 
                            
 
 
 
Die Änderung der Friedhofsgebührenordnung, sowie der Kir-
chenvorstandsbeschluss vom 15.04.2021 werden hiermit ge-
mäß 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Abs. 5 der Kirchengemeinde-
ordnung (KGO) kirchenaufsichtlich genehmigt. 
                                                                                                   
 
Osnabrück, den 14.05.2021                                                   
                                                                                                     
                                                                                                               
(Siegel) 

Kirchenamt Osnabrück-Stadt und –Land 
Kusserow, Oberkirchenrat 
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